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LANDKREIS

FREISINGAmtsblatt des Landratsamtes Freising
Nummer 45

Entschädigungssatzung
für den Zweckverband Versorgungs- und Verkehrsbetriebe 

Neufahrn/Eching

Mit Beschluss der Verbandsversammlung vom 16.07.2026 ändern die Verbandsgemeinden des Zweck-
verbands Versorgungs- und Verkehrsbetriebe Neufahrn/Eching aufgrund Artikel 30 Abs. 2 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.06.1994 
(GVBl. S. 555, 1995, S. 98, BayRS 2020-6-1-I), das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 
(GVBl. S. 637) geändert worden ist, sowie Artikel 20a und Artikel 23 der Gemeindeordnung (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 
1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, die Entschädigungssatzung 
vom 24.07.2020 und erlassen folgende neue

Entschädigungssatzung:

§ 1

Entschädigungsberechtigte

Der Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung werden für die Teilnah-
me an Sitzungen und für die sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe dieser Satzung 
entschädigt. Entsprechendes gilt für Stellvertreter, sofern ein Vertretungsfall vorliegt.

§ 2

Auslagenersatz

15. Oktober 2026
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Der Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbands-
versammlung und ihrer Ausschüsse Ersatz ihrer Auslagen, insbesondere Reisekostenvergütung nach 
den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes. Dasselbe gilt für Verbandsräte, die Beamte 
oder Angestellte des durch Sie vertretenen Verbandsmitgliedes sind.

§ 3

Entschädigung der Verbandsräte

(1) Die Verbandsräte, die nicht gemäß Artikel 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der Verbandsver-
sammlung angehören, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung und 
ihrer Ausschüsse eine Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungsgeldpauschale wird auf 50,00 Euro fest-
gesetzt. Sie verdoppelt sich, wenn die Sitzung länger als fünf Stunden dauert.

(2)	 Verbandsräte gemäß Artikel 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG haben, soweit sie nicht Verbandsvorsitzende, 
Ausschussvorsitzende oder deren Stellvertreter sind, nur Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen.

(3)	 Soweit die Verbandsräte Lohn- und Gehaltsempfänger sind, erhalten sie außerdem den entstande-
nen Verdienstausfall für die Dauer der Sitzung einschließlich einer angemessenen An- und Abreise-
zeit ersetzt. Der Betrag des entgangenen Lohnes oder Gehaltes ist durch Bescheinigung des Arbeit-
gebers nachzuweisen.

(4)	 Soweit die Verbandsräte selbständig tätig sind, erhalten sie für das durch die Teilnahme an den Sit-
zungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 15,00 Euro je angegangene Stun-
de Sitzungsdauer.

(5)	 Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach den Absätzen 3 oder 4 haben, denen 
aber im beruflichen und häuslichen Bereich durch die Teilnahme an den Sitzungen ein Nachteil ent-
steht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeitszeit oder das Heranziehen einer 
Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung wie selbständig Tätige.
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§ 4

Entschädigung des/der Verbandsvorsitzenden

(1)	 Der/Die Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Pauschalentschädigung in 
Höhe von 500,00 Euro.

(2)	 Seine/Ihre Stellvertreter/innen erhalten für ihre Tätigkeit ebenfalls eine monatliche Pauschalent-
schädigung in Höhe der Entschädigung nach Absatz 1, also 500,00 Euro.

§ 5

Auszahlung der Entschädigungen

Die Entschädigungen werden nachträglich nach Abrechnung gezahlt.

§ 6

In-Kraft-Treten der Satzung

Diese Entschädigungssatzung tritt am 01.08.2026 in Kraft. 

Neufahrn, den 01.10.2026

.........................................
1. Verbandsvorsitzender

Ozan Iyibas
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Nachbarbeteiligung durch
öffentliche Bekanntmachung

 
Vollzug der Baugesetze;
Gesamterneuerung Umspannwerk Moosburg: Umbau von 3 Trafoplätzen, Bau eines weiteren Trafo-
platzes und einer Maschinenbühne für Kühlungsanlagen, Umbau Schaltanlagenräume, Einbau von 
Betriebsräumen  auf dem Grundstück 85368 Moosburg a.d.Isar, Stadtwaldstraße 82 Flurnummer 
1844/6 der Gemarkung Moosburg a.d.Isardurch SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG, Emmy-Noet-
her-Str. 2, 80992 München

Am 12.10.2026 erteilte das Landratsamt Freising SWM Infrastruktur GmbH & Co. KG, Emmy-Noether-
Str. 2, 80992 München, die baurechtliche Genehmigung zur Gesamterneuerung des Umspannwerks 
Moosburg: Umbau von 3 Trafoplätzen, Bau eines weiteren Trafoplatzes und einer Maschinenbühne für 
Kühlungsanlagen, Umbau Schaltanlagenräume sowie den Einbau von Betriebsräumen. 

Im vorliegenden Fall sind mehr als 20 Grundstücksnachbarn beteiligt. Gemäß Art. 66 Abs. 2 S. 4 Bayer. 
Bauordnung (BayBO) wird daher die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung 
gilt mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. Die Genehmigung mit den damit verbundenen Auf-
lagen liegt beim Bauamt des Landkreises Freising innerhalb der allgemeinen Dienststunden (Montag 
bis Freitag von 08.00 – 12.00 Uhr sowie Donnerstag Nachmittag von 14.00 – 17.30 Uhr) im Landratsamt 
Freising, Zimmer-Nr. 141 (Altbau), zur Einsichtnahme auf. Es wird empfohlen, vorab telefonisch einen 
Termin zu vereinbaren.

Rechtsbehelfsbelehrung:
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem 

Bayer. Verwaltungsgericht in München,
Postfachanschrift: 200543, 80005 München,

Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München.
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen.  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Die Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese Genehmigung hat keine aufschiebende 
Wirkung (§ 212 a Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB). Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen 
Verwaltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage 
zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO). 

			 

gez.
Schreiner


